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Herr
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‘ Dezernat IV (Amt 40)

Umsetzung des Rechtsanspruchs auf ganztägige Beschulung und Betreuung in der 
Grundschule / Grundschulangeboten / im Hort 
hier: Anfrage

Sehr geehrter Herr Stadtverordneten Vorsteher,

die Ofa-Fraktion hat am 18.06.2025 o. g. Anfrage an den Magistrat gerichtet, hierzu 
wird wie folgt berichtet:

Vorbemerkung
Der Rechtsanspruch der Eltern auf eine ganztägige Betreuung / Beschulung für 
Grundschulkinder - beginnend zum Schuljahr 2026 / 2027 für den ersten 
Schuljahrgang, dann jährlich aufsteigend bis zum Schuljahr 2029/ 20230 für alle 
Grundschuljahrgänge - wurde im Herbst 2021 vom Bundestag mit der Novellierung 
des SGB VIII § 24 verabschiedet (Ganztagsförderungsgesetz (GaFöG)). Er richtet 
sich als Jugendhilfeleistung zunächst an den Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 
Es gab für das Land Hessen und die Stadt Offenbach sehr viel Zeit, um die 
Umsetzung des Rechtsanspruchs für die Grundschulkinder und ihre Eltern in 
Offenbach für die Schulen und Kitas zu planen.

Der Rechtsanspruch der Kinder bzw. ihrer Eltern umfasst eine mindestens 
achtstündige, bei Bedarf längere tägliche Betreuungszeit auch in den Schulferien mit 
Ausnahme der Schließtage. Die Rechtslage ist dabei kompliziert, schulische 
Angebote unterliegen bei gebundenen Ganztagsschulen der Schulpflicht, offene 
Angebote dem Jugendhilferecht.

Offenbach hat auf Initiative des zuständigen Dezernates und des damaligen 
Jugendamtsleiters das bundesweit wegweisende Modell der Ganztagsklassen 
eingeführt, in dem bereits verlässliche Betreuungszeiten bis 18:30 Uhr erbracht 
werden und das in vielen Grundschulen in Offenbach umgesetzt wird. Dabei wird 
eine Fachkraftausstattung wie im Hort den Schulen für die ganztägige Betreuung 
nach den Unterrichtszeiten „zur Verfügung“ gestellt mit dem Ziel einer möglichst 
engen Verzahnung. Die Ganztagsklassen stellen Hortangebote an Grundschulen dar 
und sind für die Eltern gebührenpflichtig. Betreuungsangebote an Grundschulen, 
soweit sie schulische Angebote sind, müssen gebührenfrei angeboten werden.
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Die verlässliche Betreuungszeit kann nach der Novellierung des SGB VIII an 
Grundschulen durch verlängerte Unterrichtszeiten (gebundene 
Ganztagsgrundschule), in Horten oder in Betreuungsangeboten an Grundschulen im 
Anschluss an den Unterricht erfüllt werden. Bei Bedarf sind Betreuungsangebote 
über die acht Stunden hinaus von den Kommunen oder dem öffentlichen 
Jugendhilfeträger zu gewährleisten.

Wir möchten heute im Interesse der Kinder und Eltern in Offenbach anfragen, wie 
der Stand der Planung und Vorbereitung der Umsetzung des Rechtsanspruchs in 
Offenbach ist.

Der federführende Planungsauftrag richtet sich in der Folge des SGB VIII an den 
öffentlichen Jugendhilfeträger, das Schulamt der Stadt (Gebäude etc.) und in zweiter 
Linie an das Land Hessen, vertreten durch das Staatlichen Schulamt.
Die Situation in den Stadtteilen, Grundschulen und Hortangeboten stellt sich heute 
sehr unterschiedlich dar. Die Betrachtung sollte daher bezogen sein auf die 
Schulbezirke und die einzelne Grundschule und die bestehenden oder zu 
schaffenden Horteinrichtungen.

Die bisherigen Investitionen in Ganztagsklassen waren Ausdruck politischer 
Verantwortung. Es handelt sich um bewusst eingesetzte Mittel mit einem konkreten 
Ziel, nämlich Chancengleichheit. Präventive Bildung und gezielte Ganztagsförderung 
können nachweislich helfen, Kinder zu fördern, bevor Probleme entstehen, nicht, 
nachdem sie manifest geworden sind. Diese Gelder ermöglichen es, sozial 
benachteiligte Kinder frühzeitig aufzufangen, die Schulabbrecherquote zu senken 
und langfristig Kosten in anderen Bereichen wie etwa der Eingliederungshilfe zu 
vermeiden. Eine Umverteilung dieser Mittel wäre nicht nur ein Rückschritt in der 
Bildungspolitik, sondern ein fatales Signal. Sie würde bestehende Erfolge gefährden, 
zentrale Kinderrechte ignorieren und auf lange Sicht deutlich höhere Folgekosten 
verursachen, finanziell wie gesellschaftlich.

Der Stadtelternbeirat beklagt in einer Pressemitteilung vom 04.05.2025, „dass 
bislang weder ein tragfähiges Finanzierungskonzept vorliegt noch ein strukturierter 
Diskussionsprozess zur Mittelverteilung trotz Zeitdrucks angestoßen wurde. Das 
historisch gewachsene System soll nun neu geordnet werden. Dabei stehen 
bestehende Ganztagsklassen zur Disposition - ohne dass klare Alternativen 
aufgezeigt werden.“ Die Eltern fordern „ eine strategische Neuausrichtung mit einem 
transparenten und gerechten Verteilungsmodell, das die unterschiedlichen Bedarfe 
der Schulen und Stadtteile berücksichtigt“. Den betroffenen Schulen stehen derzeit 
keine verbindlichen Budgetrahmen zur Verfügung. Sie planen faktisch ins Blaue - 
ohne zu wissen, wie viele Mittel ihnen zustehen, welche Angebotsstruktur möglich ist 
oder wie das Verhältnis zwischen Personalaufwand und Qualität aussehen kann. 
Diese Unklarheit ist weder trag-, noch vereinbar mit dem Anspruch, allen Kindern 
eine verlässliche, hochwertige Ganztagsbetreuung zu garantieren.

Die Eltern befürchten auch, dass die Qualität der Betreuung sinkt, insbesondere 
wenn ungelernte Kräfte eingesetzt werden.Vor allem fordert der Elternbeirat einen „ 
echten politischen Prozess mit Beteiligung aller relevanten Akteure - Eltern, Schulen, 
Trägern, Verwaltung und Politik. Nur gemeinsam kann ein gerechtes, tragfähiges und 
qualitativ hochwertiges Modell für die Ganztagsbetreuung in Offenbach entstehen“.
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Frage 1:
Wie ist die Rechtslage bei Betreuungsangeboten Dritter oder im Pakt für den 
Nachmittag geregelt - gilt hier das Schulrecht (Öffnung von Schule) oder das 
Jugendhilferecht oder ist eine Mischform geplant?

Antwort 1:
Wenn mit Dritten private Träger gemeint sind, so gelten entweder die Regelungen 
des Schulrechts oder des Jugendhilferechts, je nachdem wie das Angebot 
ausgerichtet ist. Der Pakt für den Ganztag unterliegt dem hessischen Schulrecht.

Frage 2:
Wird durch die Umsetzung des Rechtsanspruches an Grundschulen die tägliche 
Anwesenheitspflicht / Schulpflicht auf acht Stunden am Tag verlängert?

Antwort 2:
Nein. Kinder deren Eltern die Option auf einen Ganztagsplatz im Rechtsanspruch 
nicht in Anspruch nehmen, werden wie bisher beschult. Für Kinder, die im Profil 3 
beschult werden, ändert sich durch den Rechtsanspruch nichts an der 
Anwesenheitspflicht.

Frage 3:
Welche Stelle(n) ist / sind für die inhaltliche und personelle Ausgestaltung der neu 
geschaffenen Nachmittagsangebote hoheitlich verantwortlich?

Antwort 3:
Dies geschieht in Zusammenarbeit mit den vom Rechtsanspruch betroffenen 
Schulen und dem Staatlichen Schulamt, dem Stadtschulamt sowie dem Jugendamt.

Frage 4:
Welche Vereinbarungen wird zwischen den Schulämtern und der Stadt Offenbach 
bezüglich der Ganztagsangebote an Grundschulen getroffen?

Antwort 4:
Dazu wurde ein politischer Beschluss gefasst, mit dem die Bildung einer 
Steuerungsgruppe zwischen Staatlichem Schulamt, Stadtschulamt und Jugendamt 
umgesetzt wurde, die die Umsetzung des Rechtsanspruchs unter Einbezug weiterer 
Akteure plant (vgl. Neuorganisation der ganztägigen Arbeit zur Verwirklichung des 
Rechtsanspruchs, Vorlage an den Magistrat Nr. 2024-198, Beschluss vom 
22.05.2024).

Frage 5:
Wie viele Grundschülerjnnen werden für die Schuljahrgänge 2026/2027 bis 
2030/2031 erwartet?

Antwort 5:
Nach der Prognose des Stadtschulamts werden folgende Zahlen an den 
Grundschulen erwartet:
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Tab. 1: Prognose von Schülerinnen und Schülern (SuS) an Grundschulen in den Schuljahren 2026/27 
bis 2030/31

Schuljahr SuS*

2026/27 6.026

2027/28 6.382

2028/29 6.726

2029/30 6.901

2030/31 6.868

* inkl. Vor- und Intensivklassen
Quelle: Stadtschulamt Offenbach, Gesamtschüler-Vorausberechnung, Oktober 2025.

Hinweis: Es handelt sich dabei um eine Maximalprognose. Unterstellt wurde eine 
maximale Auslastung der Vor- und Intensivklassen und die Prognose beinhaltet alle 
für die jeweiligen Jahrgänge in Offenbach erfassten sowie die durch weitere 
Wohnbebauung möglicherweise hinzukommenden Kinder. Abgänge zu 
Ersatzschulen werden vorsichtshalber prognostisch nicht abgezogen.

Frage 6:
Wie viele Grundschülerjnnen haben heute einen Platz in einer der vielen Formen 
der Betreuung nach dem Unterricht und wie lange ist die durchschnittliche 
Betreuungszeit inkl. des Schulbesuches?

Antwort 6:
Rund 2.800 Kinder nutzen im Schuljahr 2024/25 ein ganztägiges Angebot an 
Offenbacher Grundschulen (vgl. Tab. 2 und Tab. 3). Über die durchschnittliche 
Betreuungszeit, inkl. des Schulbesuchs, kann das Stadtschulamt keine Angaben 
machen.

Frage 7:
Wie groß ist die Versorgungslücke, die vom Stand derzeitiges Schuljahr bis zum 
vollen Anspruch 2030 in den kommenden Schuljahren besteht?

Antwort 7:
Vergleicht man die „Betreuungszahl“ im Schuljahr 2024/25 mit der prognostizierten 
Zahl an SuS im Schuljahr 2029/30 unter der Annahme einer dann bestehenden 
Ganztagsquote von 80 Prozent (bei Profil 3-Schulen: 100 Prozent) kommt man auf 
eine zusätzlich benötigte Anzahl an Plätzen in Höhe von rund 3.000 (vgl. Tab. 3).

Hinweis: Es handelt sich bei der Prognose um eine Maximalprognose. Unterstellt 
wurde eine maximale Auslastung der Vor- und Intensivklassen und die Prognose 
beinhaltet alle für die jeweiligen Jahrgänge in Offenbach erfassten sowie die durch 
weitere Wohnbebauung möglicherweise hinzukommenden Kinder. Abgänge zu 
Ersatzschulen werden vorsichtshalber prognostisch nicht abgezogen. Auch stellt die 
in Tab. 2 und 3 dargestellte Betreuungszahl im Sj. 2024/25 nicht für alle Schulen 
bereits eine Maximalauslastung dar und bei der Prognose wurde auch für 
teilgebundene Profil 3 - Schulen eine 100-prozentige Ganztagsquote unterstellt. 
Damit fällt der in Tab. 3 dargestellte Differenzbedarf voraussichtlich geringer aus.

Seite 4 von 14



Frage 8:
Wie viele Hortplätze in welchen Schulbezirken bestehen (differenziert nach: 
selbständigen Horten und wie viele Plätze in Ganztagsklassen - integrierte Horte - 
werden vom EKO und den von freien Trägern vorgehalten? An welchen Schulen 
werden diese Plätze vorgehalten?

Antwort 8:
Im Schuljahr 2024/25 gab es stadtweit 1.105 belegte Hortplätze.

844 Hortplätze waren beim EKO belegt - darunter 560 Plätze an Schulen im 
Rahmen des Kooperationsmodells mit Schule, sog. EKO-Ganztagsklassen, bei dem 
Hortgruppe und Schulklasse identisch sind. Diese Struktur wurde im Schuljahr 
2024/25 an nachfolgenden vier Grundschulen angeboten: Beethovenschule, 
Eichendorffschule, Goetheschule und Hafenschule. Die weiteren 284 Plätze des 
EKO sind in reinen Horten oder Kitas mit Hortgruppen angeboten worden (also ohne 
Schulklassenbezug).

261 Hortplätze waren bei Freien Trägern belegt - darunter 158 im Erasmus- 
Bildungshaus im Dreieichring, bei dem schulisches Angebot und Hortstruktur 
ineinandergreifen. Die weiteren 103 belegten Plätze sind in reinen Horten oder Kitas 
mit Hortgruppen angeboten worden (also ohne Schulklassenbezug).

Frage 9:
Das Land Hessen fördert sogenannte Ganztagsangebote in vier Formen, dem Pakt 
für den Nachmittag und in den Profilen 1, 2, und 3. Davon können nur die Profile 2 
und 3 die Anforderungen des Gesetzes über eine tägliche Betreuungszeit von acht 
Stunden erfüllen.

/ ■

An welchen Grundschulen in staatlicher und freier Trägerschaft gibt es derzeit 
Ganztagsangebote im Pakt für den Nachmittag:

-im Profill?
- im Profil 2?
- im Profil 3 (gebundene Ganztagsgrundschule)?

Antwort 9:

Über das Ganztagsangebot der Schulen in freier Trägerschaft (Erasmusschule, 
Marianne-Frostig-Schule, Marienschule, Oswald-von-Nell-Breuning-Schule, 
Wildbachschule) und dessen jeweilige Zuordnung zu Ganztagsprofilen/Pakt für den 
Ganztag kann das Stadtschulamt aktuell keine Angaben machen.

Für die öffentlichen Schulen stellt sich die Situation wie folgt dar:

Angebote im Pakt für den Ganztaq gibt es im Schuljahr 2024/25 an folgenden 
Schulen:

Beethovenschule (sowie Profil 1), Eichendorffschule (sowie Profil 1), Goetheschule 
(sowie Profil 1), Hafenschule (sowie Profil 1) und Uhlandschule.
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Angebote im Profil 1 gibt es im Schuljahr 2024/25 an folgenden Schulen:

Anne-Frank-Schule (Profil 1, Pakt für den Ganztag wird angestrebt), 
Grundstufe der IGS Lindenfeld (Profil 1, Profil 2 angestrebt) 
Grundstufe der Ernst-Reuter-Schule (Profil 1, Profil 2 angestrebt) 
Humboldtschule (Profil 1, Profil 2 angestrebt) 
Lauterbornschule (Profil 1, Profil 2 angestrebt) 
Mauerfeldschule-Grundstufe der Geschwister-Scholl-Schule (Profil 1, Profil 2 
angestrebt)
Waldschule Tempelsee (Profil 1, Profil 2 angestrebt)
Wilhelmschule (Profil 1, Profil 2 angestrebt)

Angebote im Profil 2 gibt es im Schuljahr 2024/25 an keiner Grundschule.

Angebote im Profil 3 gibt es im Schuljahr 2024/2025 an folgenden Grundschulen:

Grundschule Buchhügel (Profil 3)
Friedrich-Ebert-Schule (Profil 3, Profil 2 angestrebt)
Grundstufe der Mathildenschule (Profil 3, teilgebunden)
Schule Bieber (Waldhof und Nord) (Profil 3, teilgebunden)

Frage 10:
Ist es geplant Ganztagsklassen/-jahrgänge/-züge vom Land Hessen bis 2030 nach 
dem Profil 2 auszubauen? An welchen Schulen werden damit wie viele zusätzliche 
Plätze geschaffen?

Antwort 10:
Grundsätzlich begrüßen wir den Profilwechsel in das Profil 2 und unterstützen ihn. 
Die Schulen müssen im Verfahren einen Wechsel beim Schulträger beantragen und 
dieser sowie das Land müssen zustimmen. Für das Schuljahr 2025/26 haben 
mehrere Schulen einen Profilwechsel in das Profil 2 beantragt oder streben ihn an 
(siehe Antwort 9). Weitere werden - so unsere Einschätzung - folgen. Über die 
damit verbundenen zusätzlichen Plätze kann zum jetzigen Zeitpunkt keine Aussage 
gemacht werden.

Frage 11:
Ist es geplant Ganztagsklassen /-jahrgänge/-züge vom Land Hessen bis 2030 nach 
dem Profil 3 auszubauen? An welchen Schulen werden damit wie viele zusätzliche 
Plätze geschaffen?

Antwort 11:
Wenn Schulen den Profilwechsel in das Profil 3 anstreben, unterstützen wir dies als 
Schulträger ebenfalls. Hier sind - wie bei jedem Profilwechsel - die Wünsche und 
Beschlüsse der Schulgemeinschaft entsprechend zu fassen. Darüber hinaus müssen 
die erforderlichen Personalressourcen vom Land und die notwendige sachliche und 
räumliche Ausstattung seitens des Schulträgers bereitgestellt werden. Ob bis 2030 
weitere Schulen in der Stadt Offenbach den Profilwechsel in 3 umsetzen ist unklar. 
Wenn eine Schule ins Profil 3 wechselt, bedeutet das, dass alle Schülerinnen und 
Schüler dieser Schule verpflichtend am Ganztag teilnehmen (Ausnahme: 
teilgebundenes Profil 3, dies gilt ausschließlich für einzelne Klassenzüge).
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Frage 12:
Bitte stellen Sie für alle Schulen und Schulbezirke differenziert dar, wie sich die 
heutige Versorgungssituation der Schulkinderbetreuung und der schulischen 
Ganztagsangebote darstellt. Bitte differenzieren Sie nach der jeweiligen Schule nach 
vorhandenem Budget und dem Personalschlüssel (Betreute Kinder pro Stelle), sowie 
der Art und dem Träger (freier Träger der Jugendhilfe, Sportverein, EKO, 
Elternverein etc.) des Angebotes.

Antwort 12:
Eine Darstellung der Grundschulen (und Grundstufen der IGS) nach SuS-Zahl, 
Betreuungsquote und Mitteln des Landes / des Schulträgers sowie nach Träger der 
Angebote enthält die Tab. 2.

Folgende Informationen zum Personalschlüssel bei der Betreuung, die durch den 
Schulträger im Rahmen eines Vergabeverfahrens an einen Träger vergeben wird: 
Der Personalschlüssel orientiert sich an § 25c Hessisches Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB), er ist von der Anzahl der teilnehmenden Kinder 
abhängig und variiert somit von Schule zu Schule. Näheres regelt das 
Leistungsverzeichnis, das mit der Schule im Rahmen des Vergabeverfahrens 
abgestimmt ist. Zudem richten sich die fachlichen Anforderungen an das Personal 
nach § 25b HKJGB (vgl. auch Antwort 23).

Frage 13:
Angesichts der von Schulbezirk zu Schulbezirk und Schule zu Schule 
unterschiedlichen Ausgangssituation bitten wir für die Grundschulen in staatlicher 
und freier Trägerschaft eine nach Schulen und Bezirken differenzierte Darstellung, in 
welcher Form der Anspruch auf achtstündige Betreuungszeit an der jeweiligen 
Schule beginnend mit dem ersten Jahrgang im Schuljahr 2026/2027 umgesetzt 
werden soll. Bitte geben Sie dabei an, welche personellen, finanziellen und sonstigen 
Ressourcen (Stellen, Räume, Sachmittel) jeweils von der Seite des Landes und der 
der Stadt Offenbach eingesetzt werden. Bitte geben Sie auch für jeden Fall an, ob 
das Angebot gebührenpflichtig für die Eltern sein wird.

Antwort 13:
Die beiliegende Tab. 4 informiert über das angestrebte Profil der öffentlichen Schulen 
für das Schuljahr 2026/27 und über die kommunalen Mittel, die über die 
Neuverteilung kommunaler Mittel im Rahmen der Umsetzung des Rechtsanspruchs 
auf Ganztag ab dem Schuljahr 2026/27 an die Schulen gehen 
(Stadtverordnetenbeschluss vom 3.07.2025, 2021-26/DS-l(A)). Eine solche 
Darstellung kann vom Stadtschulamt für die Schulen in freier Trägerschaft nicht 
erstellt werden.

Auch zu den personellen und weiteren Ressourcen (Stellen, Sachmittel), die seitens 
des Landes ab dem Schuljahr 2026/27 bereitgestellt werden, kann zu diesem 
Zeitpunkt keine Aussage getätigt werden.

Die Räume, auf die die Schulen im Schuljahr 2026/27 zurückgreifen können, sind die 
Räume im Bestand. Darüber hinaus werden Raumkapazitäten erweitert und 
geschaffen gemäß Grundsatz- und Bedarfsbeschluss zur Sicherstellung von 
Raumkapazitäten zur Erfüllung des Rechtsanspruchs auf ganztägige Bildung und 
Betreuung im Grundschulalter ab dem Schuljahr 2026/27 bis 2029/30 auf Grundlage 
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der Bedarfsberechnung des Stadtschulamtes (Stadtverordnetenbeschluss vom 
06.06.2024, 2021-26/DS-l(A)0711/1).

Innerhalb der acht Zeitstunden des Rechtsanspruchs sind die Angebote nicht 
gebührenpflichtig. Angebote (z.B. Betreuungsangebote), die über die Zeit des 
Rechtsanspruchs hinausgehen, werden nach dem aktuellen Stand gebührenpflichtig 
sein.

Frage 14:
In welcher Höhe fließen der Stadt Offenbach Mittel des Bundes für das 
Ganztagsprogramm an Grundschulen zu?

Antwort 14:
Aus der Förderrichtlinie des Landes Hessen zur Verwaltungsvereinbarung 
„Finanzhilfen des Bundes für das Investitionsprogramm zum beschleunigten 
Infrastrukturausbau der Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder“:

Förderprogramm I:
Das Förderprogramm hatte eine Laufzeit von sechs Monaten von Beantragung bis 
zur Ausführung und die Fördermittel konnten für Ausstattung und bauliche 
Maßnahmen verwendet werden. Es wurden u.a. Möbel für den Ganztag an den 
Schulen und für Spielgeräte auf dem Schulhof an der Uhlandschule beschafft 
(1.825.282,41 Mio. EUR, davon konnten 1.614.374,74 Mio. EUR abgerufen werden).

Förderprogramm II (Infrastrukturausbau Ganztagsbetreuung):
Umfasst ein Volumen von 5.428,235 Mio. EUR. Das Programm wird von Amt 60 
umgesetzt.

Frage 15:
In welcher Höhe fließen der Stadt Offenbach Mittel des Landes Hessen für das 
Ganztagsprogramm an Grundschulen zu?

Antwort 15:
Im Schuljahr 2024/25 wurden vom Stadtschulamt folgende Landesmittel für die 
Ganztagsarbeit an die Grundschulen und IGS mit Grundstufen weitergeleitet:

„Stelle in Mittel“ 1.153.423,-€
Pakt für den Ganztag 459.000,-€
Betreuungsmittel Primarstufe 71.580,-€
Summe 1.684.003,-€

Frage 16:
Welche finanziellen Mittel plant die Stadt Offenbach derzeit für die 
Ganztagsangebote an Grundschulen (Betriebskostenzuschüsse und investive 
Kosten) aufzubringen? Bitte differenzieren Sie nach Angeboten der Jugendhilfe, 
schulischen Angeboten und sonstigen Angeboten.

Antwort 16:
Der unter Antwort 13 genannte Beschluss zur Neuverteilung kommunaler Mittel stellt 
die Planungen, u.a. zu Angeboten der Jugendhilfe, dar.
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Aufgrund des ebenfalls unter Antwort 13 genannten Beschlusses zum 
Ganztagsausbau - erhalten die Schulen mit Priorität 1 aktuell eine pädagogische 
Fachplanung, die mit den Schulen/der Schulgemeinde das Ganztagskonzept 
weiterentwickelt, das als Grundlage für die weiteren, notwendigen Raum- und 
Ganztagserweiterungen herangezogen wird.

Frage 17:
Welche Mittel sind zur Erfüllung des Rechtsanspruchs in den vier Schuljahren 
beginnend 2026 von der Seite des Landes Hessen (Bundesmittel und Landesmittel) 
und Mittel in welcher Höhe der Stadt Offenbach in den Haushalt eingeplant?

Antwort 17:
Inwieweit in den nächsten Jahren weitere Bundesmittel für Investitionen und Betrieb 
des Ganztags fließen ist offen. Offen ist auch, inwieweit sich das Land über die 
Personal- und Mittelbereitstellung an Schulen hinaus, an den Investitions- oder 
Betriebskosten beteiligt. Sollten Schulen in den nächsten Jahren in ein höheres 
Ganztagsprofil wechseln, erhalten sie mehr Landesmittel. Gleichzeitig muss der 
Schulträger die sachlichen und räumlichen Voraussetzungen dafür schaffen.

Frage 18:
Wie wird der Bedarf an Betreuungszeiten für Kinder im Grundschulalter über acht 
Stunden hinaus eingeschätzt und wie, an welchen Orten soll er erfüllt werden?

Antwort 18:
Die Stadt Offenbach geht grundsätzlich als Prognose von einer 80-prozentigen 
Inanspruchnahme von Angeboten im Rechtsanspruch aus (Profil 2, Pakt für den 
Ganztag). Im Profil 3 sind es 100 Prozent. Betreuungszeiten über 8 Stunden 
umfassen Zeiten nach 15 Uhr, die von den Eltern gewählt werden. Wie hier der 
Bedarf sein wird, ist schwierig zu prognostizieren. Einen Anhaltspunkt gibt die 
Ganztagsbefragung der vhs-Fachstelle Bildungskoordinierung und Beratung 
(„Betreuungs- und Ganztagsangebote an öffentlichen Grundschulen der Stadt 
Offenbach, Bestand und Bedarf“, 2019): Hier gaben stadtweit über 70 Prozent der 
Eltern, die mit dem genutzten Betreuungsangebot zufrieden waren an, Angebote bis 
16/17 Uhr zu nutzen.

Frage 19:
Wie hoch schätzt die Stadt Offenbach den Betreuungsbedarf von Kindern im 
Grundschulalter über die acht Stunden des Rechtsanspruches hinaus ein?

Antwort 19:
Siehe Antwort zu Frage 18.

Frage 20:
Auf welche Weise plant die Stadt Offenbach ab dem Schuljahr 2026/2027 
Betreuungsbedarfe von Kindern im Grundschulalter über die acht Stunden des 
Rechtsanspruches hinaus zu erfüllen?

Antwort 20:
Zumindest das Profil 3 und der Pakt für den Ganztag decken Bedarfe bis 8 Stunden 
ab. Darüber hinaus können Eltern eine Betreuung „dazu buchen“, die i.d.R. durch 
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einen Träger erbracht wird, der mit der Schule (an der Schule) kooperiert. Diese 
weitergehende Betreuung ist gebührenpflichtig.

Frage 21:
Werden die Hortangebote entsprechend der Bedarfe und Betreuungswünschen der 
Eltern ausgebaut?

Antwort 21:
Nein. Der Rechtsanspruch wird wie bereits genannt vorrangig am Standort der 
Schulen erfüllt. Hortangebote werden in der Stadt Offenbach sukzessive abgebaut 
(vgl. den in der Antwort zu Frage 13 genannten Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung vom 3.07.2025).

Frage 22:
Wird das Ganztagsklassenprogramm an Grundschulen ausgebaut und wenn ja, um 
wie viele zusätzliche Plätze?

Antwort 22:
Nein, die Ganztagsklassen an den vier Grundschulen werden sukzessive auslaufen. 
Dafür verwendeten Mittel werden im Zuge der Neuverteilung der Hortmittel 
flächendeckend an die Grundschulen verteilt sowie zusätzlich ein Ferienangebot und 
ein Unterstützungsangebot (Jugendhilfe an Grundschulen) etabliert (vgl. o.g. 
Stadtverordnetenbeschluss vom 3.07.2025).

Frage 23:
Wie ist der geplante Personalschlüssel pro Kind in Nachmittagsangeboten an 
Grundschulen bei Umsetzung des Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöG) ab dem 
Schuljahr 2026/2027? Bitte differenzieren Sie nach Grundschulen.

Antwort 23:
Für die Grundschulen, die im Pakt für den Ganztag durch einen Träger ihre 
Betreuung an der Schule organisieren möchten, führt das Stadtschulamt mit der 
Zentralen Vergabestelle der Stadt ein Vergabeverfahren durch. Im 
Leistungsverzeichnis und im Vertrag werden folgende Kriterien für den 
Personalschlüssel formuliert:

„Die Anzahl des erforderlichen Personals des Auftragnehmers ergibt sich aus der 
Anzahl der teilnehmenden Schüler: innen. Die Anforderungen an das Personal 
richten sich nach § 25 b des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches 
(HKJGB). Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass rechtzeitig ausreichend viel Personal 
zur Verfügung steht. Die Schüler- und Schülerinnenbetreuung wird von je einer 
pädagogischen Fachkraft pro Gruppe (max. 30 Kinder) geleitet. Diese wird von einer 
ausreichenden Anzahl von Hilfskräften unterstützt. Die kontinuierliche Fortbildung 
und Weiterqualifizierung der Mitarbeiter: innen in Absprache mit dem Auftraggeber 
wird gewährleistet.“

Eine weitergehende Differenzierung zur Situation an den einzelnen Grundschulen 
(Fachkraftschlüssel in der Betreuung o.ä.) ist seitens des Stadtschulamts aktuell 
nicht möglich.
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Frage 24:
Wie plant die Stadt Offenbach das Wunsch- und Wahlrecht nach §5 SGB VIII der 
Eltern bei Umsetzung des Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöG) zu erfüllen, wenn 
diese das Angebot der Grundschule Ihres Kindes nicht wahrnehmen wollen oder 
können?

Antwort 24:
Eltern sind nicht gezwungen, den Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz für 
Kinder im Grundschulalter in Anspruch zu nehmen. Eltern, die den Rechtsanspruch 
an der örtlich zuständigen Grundschule nicht in Anspruch nehmen wollen/können, 
können über die örtlich zuständige Grundschule einen Gestattungsantrag beim 
Staatlichen Schulamt stellen.

Frage 25:
Wird es mit Erfüllung des Rechtsanspruches den Schülerjnnen mit 
Nachmittagsangeboten, möglich sein, das Angebot ihrer Grundschule nicht 
wahrzunehmen und stattdessen andere Angebote, wie die Musikschule oder 
Sportvereine, zu besuchen?

Antwort 25:
Der Rechtsanspruch gilt für 8 Stunden, in der Regel voraussichtlich bis 14:30 oder 
15:00 Uhr an der Grundschule. Wenn das Ganztagskonzept der Grundschule eine 
Kooperation mit Vereinen oder der Musikschule vorsieht, können Kinder auch in 
diesem Zeitfenster ein entsprechendes Angebot an der Grundschule wahrnehmen 
(z.B. Kursangebot der Musikschule oder eines Sportvereins).

Frage 26:
Wie viele Stellen wird die Stadt Offenbach aus Ihrem Haushalt zur Umsetzung des 
Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöGJ an den Grundschulen finanzieren?

Antwort 26:
Die Stadt unterstützt ab dem Schuljahr 2026/27 die Schulen mit Kindern im 
Rechtsanspruch mit einem kommunalen Zuschuss von 500,- €/Kind pro Schuljahr 
durch die Neuverteilung von Hortmitteln (vgl. Stadtverordnetenbeschluss vom 
3.07.2025). Diese Mittel kann die Grundschule u.a. dafür verwenden, um 
Betreuungskräfte oder einen Träger der Betreuung zu zahlen. Wie viele Stellen 
dadurch an Schulen zum Einsatz kommen ist noch nicht absehbar.

Frage 27:
Wird das Land Hessen Stellen an Grundschulen in Offenbach zur Erfüllung des 
Rechtsanspruchs nach dem GaFöG finanzieren?

Antwort 27:
Im Rahmen der bereits bestehenden Ganztagsarbeit wird das Land Hessen die 
Profile (Mittel/Stellen) und den Pakt für den Ganztag (Mittel) weiter finanzieren. 
Etwaige Änderungen oder darüberhinausgehende Finanzmittel sind bisher nicht in 
Aussicht gestellt worden.
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Frage 28:
Welche Angebote durch Dritte (Vereine, freie Träger, etc.) sind zur Umsetzung des 
Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöG) an Grundschulen geplant oder sollen geplant 
werden?

Antwort 28:
Über Vergabeverfahren im Ganztag werden bereits Kooperationspartner für den 
Ganztag an den Schulen gewonnen, dies wird fortgesetzt. Dies sind in Offenbach 
derzeit: Creative Change, Evangelischer Verein für Jugendsozialarbeit in Frankfurt 
am Main e.V. und Internationaler Bund.

Zudem haben die Schulen bereits Kooperation mit ihren Betreuungs- und 
Fördervereinen, mit Vereinen vor Ort, der Musikschule oder anderen kirchlichen 
Organisationen.

Frage 29:
Welche Angebote durch die Schulen / dem Land Hessen sind zur Umsetzung des 
Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöG) an Grundschulen geplant oder sollen geplant 
werden?

Antwort 29:
Die Schulen, die einen Profilwechsel anstreben, haben im Oktober 2025 ihr Konzept 
beim Staatlichen Schulamt eingereicht. Die fachliche Bewertung der Konzepte (und 
die sich daraus ableitenden Angebote) liegt beim Staatlichen Schulamt. Über 
bestehende Angebote informieren die Schulinternetseiten.

Frage 30:
An welchen Grundschulen wird der Rechtsanspruch auf den Ganztag durch 
Erweiterung des Unterrichts sowie der Angebote der Ganztagsgrundschulen nicht 
umgesetzt?

Antwort 30:
Der Rechtsanspruch wird an allen Grundschulen der Stadt Offenbach umgesetzt.

Frage 31:
Welche (Ganztags-)Angebote sind im Rahmen des Ganztagsförderungsgesetzes an 
den Grundschulen während der Schulferien geplant?

Antwort 31:
Hier sind die etablierten Ferienangebote des Jugendamtes sowie die - mit der 
Neuverteilung der kommunalen Mittel einhergehenden - Ferienangebote zu nennen, 
für die das Stadtschulamt verantwortlich zeichnen wird (vgl. o.g. Stadtverord­
netenbeschluss vom 3.07.2025).

Frage 32:
Wie wird die Betreuung von Grundschülerjnnen mit Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung an den Grundschulen während der Schulferien organisiert?

Antwort 32:
Es sollen Grundschulen sowie IGS und Förderschulen mit Grundstufen, die in 
räumlicher Nähe liegen, jeweils zu einem Angebotscluster zusammengefasst
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werden, d.h. eine dieser Schulen bietet in der jeweiligen Ferienzeit ein Ferienangebot 
an. Aktuell gehen wir davon aus, dass bei 12-13 Ferienwochen und einer in Hessen 
vorgesehenen 4-wöchigen Schließzeit für 8-9 Ferienwochen Angebote vorgehalten 
werden müssen, um den Rechtsanspruch zu erfüllen (voraussichtlich 2 Wochen in 
den Oster-, 4 Wochen in den Sommer- und 2 Wochen in den Herbstferien). Aktuell 
arbeitet das Stadtschulamt an einer Ausschreibung, um einen Träger für das 
Ferienangebot beauftragen zu können.

Frage 33:
Plant die Stadt Gebühren oder Essensentgelte für die Nachmittagsbetreuung zur 
Erfüllung des Rechtsanspruches nach GaFöG ab dem Schuljahr 2026/27 zu 
erheben? Sofern unterschiedliche Gebühren für verschiedene Angebote geplant 
sind, differenzieren Sie bitte nach Angebot.

Antwort 33:
Das Mittagstischangebot wird wie in der Vergangenheit über die Vergabe von 
Konzessionen organisiert. Die Stadt Offenbach gewährt den Caterern gemäß 
hessischem Schulrecht in Verbindung mit der Richtlinie für ganztägig arbeitende 
Schulen eine Personalkostenzulage. Hierdurch werden die unterschiedlichen 
Beträge (Preis pro Essen) angeglichen und etwaige Preissteigerungen verhindert. 
Für die Ferienbetreuung wird das Stadtschulamt voraussichtlich einen Elternbeitrag, 
analog zu den Ferienangeboten des Jugendamts, erheben.

Frage 34:
Ist geplant, einen strukturierter Diskussionsprozess zur zukünftigen Struktur und 
Mittelverteilung einzurichten, unter Beteiligung von Eltern, Schulen, Trägern, EKO, 
Verwaltung und Politik?

Antwort 34:
Es gibt dafür eine städtische Kooperationsstruktur, die vom Stadtschulamt koordiniert 
wird (vgl. Magistratsbeschluss Nr. 2024-198 vom 22.05.2024, Neuorganisation der 
ganztägigen Arbeit zur Verwirklichung des Rechtsanspruchs).

Hier ist zum einen die seit 2024 installierte Beratungsgruppe zum Ganztag zu 
nennen. Die Beratungsgruppe setzt sich aus Vertretern des Staatlichen Schulamts 
(Ganztagsgeneralist und Fachberatung) und des Stadtschulamts (Servicestelle 
Ganztag) zusammen. Die Beratungsgruppe berät Schulen bei der Entwicklung ihres 
Ganztagskonzepts.

Darüber hinaus gibt es die Lenkungsgruppe, die Ergebnisse der einzelnen 
Beratungen zusammenzuführt, übergreifende Lösungen entwickelt und 
Entscheidungen vorbereitet. Die Lenkungsgruppe setzt sich aus einer Person des 
Stadtschulamtes, des Jugendamts, des Stadtelternbeirats und bis zu drei Personen 
aus dem Staatlichen Schulamt zusammen. Die Lenkungsgruppe berichtet einer 
übergeordneten Steuerungsgruppe (bestehend aus VertreterZ-innen der Stadt 
Offenbach sowie des Jugendamts, Stadtschulamts und des Staatlichen Schulamts).

Frage 35:
Ist geplant, auch das Kinder- und Jugendparlament; den Stadtschülerrat und den 
Stadtelternbeiräte für die Kindertagesstätten und die Schulen miteinzubeziehen?
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Antwort 35:
Der Stadtelternbeirat Schule ist in der unter Antwort 34 dargestellten Struktur 
(Lenkungsgruppe) einbezogen. Das Kinder- und Jugendparlament und der 
Stadtschülerrat werden im Rahmen der vorhandenen Informations- und 
Austauschprozesse seitens des Stadtschulamts informiert/einbezogen, denn 
Hinweise und Rückmeldungen der Zielgruppe zu Bedarfen, Erfahrungen sind für eine 
(zielgruppenspezifische) Weiterentwicklung des Ganztags notwendig. Der 
Stadtelternbeirat Kita ist.über das von der vhs-Fachstelle Bildungskoordinierung und 
Beratung koordinierte Bündnis für Bildung in den Austausch einbezogen.

Mit freundlichen Grüßen

Paul-Gerhard Weiß 
Stadtrat

Anlage
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